
tungen sind vor chemischen, thermischen und
mechanischen Einwirkungen zu schützen. Sie
dürfen z. B. durch Befestigungsmittel oder
Zugentlastungen nicht beschädigt oder durch
Betriebsmittel/Elektrogeräte nicht unzulässi-
ger Temperatur ausgesetzt werden.
Es ist sinnvoll, den Schutzleiter im Anschluss-
bereich gefährdeter Stellen so lang zu halten,
dass er im Havarie-/Beschädigungsfalle spä-
ter abreißt als die aktiven Leiter.
Steckdosenverteiler, gemeint sind hier wahr-
scheinlich Abzweigdosen, sind ebenfalls zu-
lässig oder auch andere Abzweigkästen. Es
gibt diesbezüglich keine Einschränkungen.

Einschränkungen gibt es unterhalb von 
1,5 mm2 in Längen und Strombelastungen
durch zusätzliche Begrenzungen, was für die-
sen Anwendungsfall aber nicht zur Debatte
steht.
Das Fazit in diesem Fall lautet also: Lassen Sie
sich nicht gleich ins Bockshorn jagen, egal wer
auch von welcher Institution kommt. Die VDE-
Bestimmumgen, die man in DIN A 5-Format frü-
her fast in der Jackentasche mit sich herumtra-
gen konnte, ist heute zu dicken A 4-Ordnern ge-
wachsen, die wohl kaum einer aus dem „ ff „
beherrscht.
Fragen Sie geduldig nach der konkreten Stelle
der Vorschrift und nehmen Sie sich die Zeit, ge-
meinsam hineinzusehen, um eine wirtschaftli-
che und technisch abgesicherte Lösung zu fin-
den. W. Meyer

Elektroinstallationen 
in Kleingartenanlagen

? Der Vorstand eines Kleingartenvereins
(KGV) weist in einem „Merkblatt“ an,

dass alle Pächter auf eigene Kosten den ord-
nungsgemäßen Zustand der Elektroinstalla-
tion ihrer Lauben feststellen lassen müssen.
Wenn sie dieses nicht tun, werden ihre An-
lagen vom Netz des Kleingartenvereins ge-
trennt.
Mit welchem Recht kann der Vorstand sol-
che Auflagen erteilen? Jeder Besitzer einer
elektrischen Anlage ist für die Sicherheit
selbst zuständig. Dem Kleingartenverein/
Vorstand gehört das Grundstück und die
Laube nicht, er verwaltet es nur. 
Gefordert wid weiterhin, alle vier Jahre eine
Wiederholungsprüfung durchzuführen (Forde-
rung des Gesetzesgebers). Nach BGV A2
(früher VBG 4) trifft dieses zu, leider jeoch
nicht für den privaten Bereich, oder sind ak-
tuelle Prüfintervalle für den privaten Bereich
schon erarbeitet und festgelegt worden? 

! Ohne genaue Kenntnis der Rechtsverhält-
nisse – die Vertragsgrundlagen und Rege-

lung der Nutzungsvereinbarung für die Lauben
– muss ich versuchen, die Grundlagen „zu
konstruieren“.
Entweder: Der Grund und Boden, auf dem die
Lauben stehen, gehört der Gemeinde. Diese

hat das Gelände parzelliert und an einzelne
Interessenten unmittelbar verpachtet und
diesen damit auch das Errichten der Lauben
vertraglich gestattet. Um das mühelose „Zu-
sammenleben“ der Laubenbesitzer zu ge-
währleisten und um nur einen Ansprech-
partner zu haben, mussten sich die Pächter
verpflichten, eine gemeinsame Verwaltung zu
bilden, ähnlich wie es für die Verwaltung von
Eigentumswohnungen nach dem Wohnungs-
eigentumsgesetz vorgeschrieben ist.
Oder: Die Gemeinde hat das Gelände an einen
zuvor gegründeten Verein verpachtet, der dann
seinen Mitgliedern Grundstücksteile zur Errich-
tung von Lauben verpachtet hat.
In beiden Fällen sind die Laubenpächter (ver-
gleichbar mit Mietern einer Mietwohnung)
diejenigen, die die Lauben benutzen. Eigen-
tümer und Verpächter ist ein anderer: 
• Im 1. Fall die Gemeinde.
• Im 2. Fall der Verein, vertreten durch seinen

Vorstand.
Offen ist die Frage, ob jede Laube einen
eigenen Hauptanschluss hat, oder ob die
Laubenanlage einen Hauptanschluss hat, wo-
von dann „Unter-Anschlüsse“ – eventuell mit
Zwischenzählern wie bei Untermietverhältnis-
sen – abzweigen.

Verein als „Haupt-Anschlussnehmer“. Von
dieser Variante gehe ich aus. Dann wäre es
zunächst Sache des Eigentümers/Verpäch-
ters, den Sicherheitsstandard seiner Leitun-
gen in bestimmten Zeitabständen zu überprü-
fen bzw. überprüfen zu lassen. Der Eigentü-
mer/Verpächter muss der in erster Linie bei
ihm – trotz Vermietung/Verpachtung/Nutzung
(Laubenpächter) – verbliebenen „Verkehrssi-
cherungspflicht“ nachkommen. Er trägt für
den Zustand der Leitungen die rechtliche „Pri-
märverantwortung“.
Daneben besteht auch eine (nachgeordnete)
„Verkehrssicherungspflicht“ des Pächters,
wofür dieser die rechtliche „Sekundärverant-
wortung“ trägt. Das Ausmaß der Verantwor-
tung der Pächter hängt davon ab, in welchem
Umfang der Eigentümer/Verpächter seine
Pflichten zur Veranlassung der Prüfungen im
Pachtvertrag auf die Laubenpächter übertra-
gen hat. Auch dann hätte die Überwachungs-
verantwortung darüber, ob die Pächter ihren
eingegangenen Verpflichtungen auch nach-
kommen, immer der Eigentümer/Verpächter
als Primärverantwortlicher.
Wenn der Vorstand des Vereins die Lauben-
pächter „anweist“ die Leitungen auf ihre
elektrotechnische Sicherheit zu prüfen oder
prüfen zu lassen, kann er das nur machen,
wenn er 
• als Eigentümer/Verpächter (eventuell als

Pächter des gesamten Geländes von der
Gemeinde) die Parzellen weiter verpachtet
hat und sich die Laubenpächter vertraglich
verpflichten mussten, die eigentlich bei ihm
begründete Prüfpflicht zu übernehmen,

• oder er in seiner Eigenschaft als Vereinsvor-
stand die Pächter als Vereinsmitglieder an-

weist, weil sie auf Grund der (verbindlichen)
Satzung dazu verpflichtet sind. Die Auswir-
kungen einer vertraglich übernommenen
Verpflichtung sind die gleichen wie die mit
der Mitgliedschaft übernommene Vereins-
satzung.

Ob die in einem „Merkblatt“ angekündigte
Kostenbelastung (Abklemmen der Stromlei-
tungen) rechtlich haltbar ist, ebenso wie der
Ausschluss aus der Strom-Gemeinschaft des
KGV hängt davon ab, in welchem Umfang sich
die Laubenpächter durch Pachtvertrag oder
durch Mitgliedschaft der Vereinssatzung
unterworfen haben. J. Schliephacke

Bestandsschutz für 
Al-Leitungen/Kabel

? Der „fachliche“ Vorstand eines Klein-
gartenvereins (KGV) bemängelt Elek-

troinstallationen mit Al-Leitungen/Kabeln in
den Lauben der Mitglieder. Er behauptet:
„Diese Leitungen/Kabel müssen ab 2004 so-
wieso raus, da der Bestandsschutz aufhört.“

! Das Verlegen von Leitungen/Kabeln mit
Al-Leitern ist nach den DIN-VDE-Normen

nicht untersagt. Gemäß DIN VDE 0100-520,
Abschnitt 524 und Tabelle 52 J, müssen Al-
Leiter in Neuanlagen mit einem Mindestquer-
schnitt von 16 mm2 ausgeführt werden. In den
NS-Kabelnetzen der Versorgungsnetzbetreiber
(VNB) sind Al-Leiter ein schon lange übliches
Leitermaterial. Da Al-Leitungen für die Gebäu-
deinstallation, d. h. mit niedrigeren Quer-
schnitten, in den alten Bundesländern nicht
gefertigt werden, sind sie in der Industrie- und
Hausinstallation dort auch nicht anzutreffen. 

Weiternutzung ist zulässig. Bei einer Neu-
installation in Gebäuden kommen aus den
genannten Gründen Al-Leitungen nicht in Be-
tracht. Es ist aber zulässig, bereits installierte
Al-Leitungen bei der Modernisierung zu belas-
sen. Im Anhang A des Beiblatts 2 zu DIN VDE
0100 wird diese Auffassung bestätigt, wobei
gleichzeitig auf einige Besonderheiten beim
Anschluss und Verbinden von Al-Leitern hinge-
wiesen wird. Auch kleine Querschnitte unter
16 mm2 können danach beibehalten werden,
sofern nicht in speziellen Normen ein anderer
Leiterwerkstoff gefordert ist. Beim Verlegen
zum Beispiel von Leuchtenanschlussleitungen
in Wohnungen gibt es derartige Einschränkun-
gen nicht.
Grundvoraussetzung für eine Weiternutzung
ist allerdings, dass die Prüfungen nach DIN
VDE 0100 Teil 610 bestanden werden.
Immerhin handelt es sich im vorliegenden Fall
um alte Leitungen, die im Vergleich zu neuen
Materialien schon einem Alterungsprozess
ausgesetzt waren. Da sie nach den Standards
(TGL) der ehemaligen DDR gefertigt wurden,
entsprechen sie vielleicht auch nicht immer
vergleichbaren Festlegungen in den DIN-VDE-
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